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Mit diesem Überblick wird versucht, eine ideologiekritische Orientierung zu geben zur historischen 
Einordnung des Programms der Partei National Orientierter Schweizer (PNOS). Die Programmatik 
dieser Partei liegt vor in einem Artikel von Bernhard Schaub und einem sich daran anschließenden 
"20 Punkte-Programm" in der parteieigenen, innerhalb der eigenen Szene vertriebenen 
Parteizeitung "Zeitgeist", Ausgabe 02/2002, S. 5 - 6. Dieses Parteiprogramm, so meine These, ist 
geprägt von einer antisemitischen, antidemokratischen und rechtsextremistischen Tradition, die 
direkt anschließt an Ideologie und Parteiprogramm der NSDAP mit der daraus resultierenden 
gegenwärtigen Unfähigkeit, Schweizer Politik zu gestalten, weshalb an dieser Stelle zunächst ein 
Vergleich zentraler programmatischer Aussagen der beiden Parteien notwendig ist. Dieser 
Vergleich an einzelnen Beispielen kann und soll die wissenschaftliche und analytische 
Beschäftigung mit diesem Parteiprogramm nicht ersetzen, zu der hiermit ausdrücklich ermuntert 
sei; er kann jedoch zur öffentlichen Auseinandersetzung mit dieser Programmatik Argumente 
beisteuern, die zeigen, welche ideologische Basis der Politik der PNOS in der Schweiz zugrunde 
liegt. 
 
 
I. Bernhard Schaub und der Nationalsozialismus 
 
Diese historisch-programmatische Annäherung wird bereits in Schaubs Aufsatz "Die Schweiz als 
Volksstaat - Das Parteiprogramm der PNOS" deutlich. Ausgehend von einer antidemokratischen, 
vulgären "Staatsphilosophie", wonach "Staatsgründung und Staatsführung ... immer von einer 
Elite" gestaltet wurden und werden, die Schaub als "Männerbund" bezeichnet, nennt Schaub als 
Beispiele die "Taliban in Afghanistan" und den "Kriegerorden von Bin Laden" (aufmerksame Leser 
werden hier einen Euphemismus erkennen, der bis zur Relativierung und Leugnung strafbarer 
Handlungen führt, ebenfalls ein Merkmal des Nationalsozialismus insbesondere zur 
Verschleierung von Kriegsverbrechen im Zweiten Weltkrieg), um sodann sein offenbar direktes 
Vorbild anzusprechen: "Und natürlich war auch das Dritte Reich ... nichts anderes als die 
Gründung einer verschworenen Männergemeinschaft unter ihrem Führer". Angestrebt wird 
offenbar ein autoritärer Führerstaat, dessen Aufgabe es sei, "das Volk zu schützen und zu fördern, 
ihm das Bewusstsein seiner Einheit und Grösse zu geben, seinem Geist und seiner Kultur zur 
Entfaltung zu verhelfen und seiner Macht nach außen Geltung zu verschaffen" (expansionistische 
Tendenz, die an die "Lebensraum"- und Eroberungspolitik des "Dritten Reichs" erinnertii), während 
es "Aufgabe des Volkes" sei, "den Staat zu seiner eigenen Sache zu machen, sich für ihn 
einzusetzen und Opfer zu bringen"iii. Ein ähnliches Staatsverständnis hatte 1934 bereits der 
Freiburger Staatsrechtslehrer Otto Koellreutter vertreten: "Das Führerprinzip des deutschen 
Führerstaates baut demgegenüber auf völkischer Grundlage auf. Es wurzelt in der Staatsautorität 
des völkischen Staates, d.h. in einer Staatsethik"iv; Schaub spricht nicht nur von der zu 
realisierenden "Volksgemeinschaft", einem der zentralen Propagandabegriffe des "Dritten 
Reiches", sondern vertritt mit seinem Konzept einer elitären Staatsführung auch dieses 
Führerprinzipv und daneben die Vorherrschaft des männlichen Geschlechts: "Die Staatsführung, 
die Rechtsprechung und das Wehrwesen - also die eigentlichen Säulen des Staates - waren 
Sache der Männer"; oder, um zum Vergleich den "Reichsleiter des Außenpolitischen Amtes der 
NSDAP" und (ab 1940) "Reichsminister für die besetzten Ostgebiete" Alfred Rosenberg zu 
bemühen: "Richter, Soldat und Staatslenker muß der Mann sein und bleiben"vi.  Mit einer an die 
bereits seit 1935 widerlegten Pläne einer "jüdischen Weltverschwörung" erinnernden Begrifflichkeit 
gibt Schaub in der folgenden Dichotomie zu diesem Staatsverständnis einen Hinweis auf den von 
ihm angestrebten idealen Staat: 
 



"Auch die heutigen "Demokratien" (sic!, mit Anführungszeichen, M.S.) und die Globalisierung 
gehen auf einen international arbeitenden Männerbund zurück: auf die Freimaurerlogen und auf 
ihren jüdischen Ableger, die B´nai B´rith-Loge". 
 
Hatte bereits Hitler in einer Rede vor Parteianhängern in München am 13. April 1923 die falsche 
Parallelevii von Judentum und Freimaurern gezogen ("Was war denn dieser ganze Liberalismus, 
was unsere Presse, was die Börse, was das Freimaurertum ... Judeninstrumente !"viii), so scheut 
sich Schaub nicht, das Dritte Reich als "grosse(n) Gegenpol zu den Freimaurerbestrebungen" zu 
bezeichnen. Deutlich wird, dass Schaub, der sich in Internet-Veröffentlichungen auch gern als 
"Grauer Wolf" bezeichnet und damit das Selbstverständnis eines Leittiers einer offenbar von ihm 
beherrschten Anhängerschar vermittelt, sich als Gegner eines demokratischen Staates offenbart 
und gleichzeitig demokratische Staatsformen sowie - in der Tradition antisemitischer Feindbilder, 
die Juden bereits im Spätmittelalter als Wucherer betrachteten - eine auf der Freiheit der 
Handelnden beruhende, international agierende Wirtschaftsverfassung ablehnt, die er in offenbarer 
Ignoranz wirtschafts- und sozialwissenschaftlicher Arbeiten zum Themaix als "Globalisierung" 
kennzeichnet. Folgerichtig bezeichnet er, in dieser Reihenfolge, "Globalisierer" als "Rassen-, 
Volks- und Kulturfeinde", womit ein weiterer Grundzug nationalsozialistischer Ideologie bezeichnet 
ist: der rassische Antisemitismusx. Dies lässt auf einen Antisemitismus in der PNOS schließen, der 
diese auch revisionistische Thesen - im Sinne der Leugnung der Shoah bzw. des fälschlicherweise 
so genannten "Holocaust" -  eines Robert Faurisson, David Irving, Wilhelm Stäglich oder Thies 
Christophersen vertreten läßtxi. Für deren politische Praxis läßt dies die Vermutung zu, dass 
rechtswidrige Verfolgung und gewalttätige Bekämpfung von Minderheiten zu dieser Praxis einer 
präsumtiven PNOS-Herrschaft in der Schweiz gehören sollen, welche die menschenrechts- und 
demokratiefeindliche Gewaltherrschaft nach den historischen Erfahrungen mit dem "Dritten Reich" 
geprägt haben.  
 
 
II. PNOS und NSDAP: Ein Überblick über die Parteiprogramme 
 
Die ideologische Parallele zwischen nationalsozialistischer Ideologie und dem politischen 
Programm der PNOS ist also bereits an dieser Stelle deutlich genug, um nun lediglich Zitate aus 
einzelnen Programmpunkten einander gegenüber zu stellen, die in einem zweiten Schritt einen 
wissenschaftlichen Analyse des Politik- und Verfassungsverständnisses der PNOS ermöglichen 
soll. Die folgende, auszugsweise Übersicht über die beiden Parteiprogramme soll zum endgültigen 
Beweis der oben genannten These deshalb genügen, wobei einem mit dem jeweiligen Punkt 
bezeichneten Zitat aus dem Parteiprogramm der PNOS jeweils ein solches aus dem 25-Punkte-
Programm der NSDAP vom 24. Februar 1920 folgtxii: 
 
1. Staatsangehörigkeit und Fremdenfeindlichkeit bzw. Antisemitismus: 
PNOS 1: 
"Staatsangehöriger kann nur sein und werden, wer der eigenen oder einer verwandten 
Volksgruppe angehört". 
NSDAP 4: 
"Staatsbürger kann nur sein, wer Volksgenosse ist. Volksgenosse kann nur sein, wer deutschen 
Blutes ist, ohne Rücksichtnahme auf Konfession. Kein Jude kann daher Volksgenosse sein". 
PNOS 8: 
"Abschaffung des Maulkorbgesetzes (Art. 261 bis des Strafgesetzbuches"). 
PNOS 3: 
"Wer nicht Staats- und Volksangehöriger ist, lebt als Gast hier und untersteht dem 
Fremdengesetz". 
NSDAP 5: 



"Wer nicht Staatsbürger ist, soll nur als Gast in Deutschland leben können und unter 
Fremdengesetzgebung stehen".  
PNOS 7: 
"Kampf gegen Überfremdung und Überbevölkerung. Zügige Rückführung kulturfremder Ausländer 
in ihre Heimat. Wir wollen ein europäisches Europa !" 
NSDAP 8: 
"Jede weitere Einwanderung Nicht-Deutscher ist zu verhindern. Wir fordern, dass alle Nicht-
Deutschen, die seit dem 2. August 1914 in Deutschland eingewandert sind, sofort zum Verlassen 
des Reiches gezwungen werden". 
 
2. Demokratie und Legislative:  
PNOS 10: 
"Echte Volksherrschaft statt heuchlerischer Scheindemokratie. Das heisst: Mitentscheidung nach 
dem Grundsatz der Zuständigkeit durch berufsständische Gliederung des Staates. Damit gehört 
der Geld- und Parteienfilz der Vergangenheit an." 
NSDAP 25: 
"Zur Durchführung alles dessen fordern wir: Die Schaffung einer starken Zentralgewalt des 
reiches. Unbedingte Autorität des politischen Zentralparlaments über das gesamte Reich und 
seine Organisationen im allgemeinen. Die Bildung von Stände- und Berufskammern zur 
Durchführung der vom Reich erlassenen Rahmengesetze in den einzelnen Bundesstaaten". 
PNOS 4: 
"Die Gesetze haben dafür zu sorgen, dass Ehre und Wohlfahrt des eigenen Volkes und die 
Autorität des Staates Vorrang haben und unangetastet bleiben". 
 
3. Wehrverfassung:  
PNOS 13: 
"Wehrfähigkeit durch allgemeine Wehrpflicht, Armee als Schule der Nation. Verstaatlichung der 
Rüstungsindustrie". 
NSDAP 22: 
"Wir fordern die Abschaffung der Söldnertruppe und die Bildung eines Volksheeres". 
 
4. Meinungsfreiheit und Presserecht: 
PNOS 15: 
"Übergang der Medien an Bund, Kantone und Gemeinden sowie die berufsständischen und 
kulturellen Organisationen. Schluss mit der Manipulation seitens volksfremder und 
staatsfeindlicher Elemente". 
NSDAP 23: 
"Wir fordern den gesetzlichen Kampf gegen die bewusste politische Lüge und ihre Verbreitung 
durch die Presse. Um die Schaffung einer deutschen Presse zu ermöglichen, fordern wir, dass 
a) sämtliche Schriftleiter und Mitarbeiter von Zeitungen, die in deutscher Sprache erscheinen, 
Volksgenossen sein müssen. 
b) nichtdeutsche Zeitungen zu ihrem Erscheinen der ausdrücklichen Genehmigung des Staates 
bedürfen. Sie dürfen nicht in deutscher Sprache gedruckt werden". 
 
5. Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsverfassung: 
PNOS 11: 
"Vorrang der Politik vor der Wirtschaft, Verstaatlichung der Nationalbank, Fort mit der Kredit- und 
Zinswirtschaft, Geldschöpfung zu Staatszwecken statt für die Taschen der Privatbanken, 
Entschuldung des Staates, Förderung des Gemeindeeigentums an Boden". 
NSDAP 13: 
Wir fordern die Verstaatlichung aller (bisher) bereits vergesellschafteten (Trusts) Betriebe. 



NSDAP 17:  
"Wir fordern eine unseren nationalen Bedürfnissen angepasste Bodenreform, Schaffung eines 
Gesetzes zur unentgeltlichen Enteignung von Boden für gemeinnützige Zwecke, Abschaffung des 
Bodenzinses und Verhinderung jeder Bodenspekulation". 
PNOS 12: 
"Stärkung des Mittelstandes, der kleinen und mittleren Unternehmungen und der selbständig 
Erwerbenden". 
NSDAP 16: 
"Wir fordern die Schaffung eines gesunden Mittelstandes und seine Erhaltung, sofortige 
Kommunalisierung der Groß-Warenhäuser und ihre Vermietung zu billigen Preisen an kleine 
Gewerbetreibende, schärfste Berücksichtigung aller kleinen Gewerbetreibenden bei Lieferung an 
den Staat, die Länder oder Gemeinden". 
 
6. Sozial- und Bildungspolitik: 
PNOS 16: 
"Familienförderung für Einheimische, Schutz von Mutter und Kind". 
NSDAP 21: 
"Der Staat hat für die Hebung der Volksgesundheit zu sorgen durch den Schutz der Mutter und 
des Kindes ..." 
PNOS16: 
"Ein Erziehungswesen für eine gesunde, eigenverantwortliche und volksverbundene Jugend". 
NSDAP 20: 
"Die Lehrpläne aller Bildungsanstalten sind den Erfordernissen des praktischen Lebens 
anzupassen. Das Erfassen des Staatsgedankens muß bereits mit dem Beginn des Verständnisses 
durch die Schule (Staatsbürgerkunde) erzielt werden". 
NSDAP 21: 
"... Herbeiführung der körperlichen Ertüchtigung mittels gesetzlicher Festlegung einer Turn- und 
Sportpflicht, durch größte Unterstützung aller sich mit körperlichen Jugendausbildung 
beschäftigenden Vereine". 
 
7. Außenpolitik 
PNOS 5: 
"Der Staat kann Verträge mit anderen Staaten eingehen, aber ausschließlich zum Zweck, die 
eigenen Interessen zu wahren oder europäische Kultur und Menschenart gegen fremde 
Machtbestrebungen zu verteidigen". 
NSDAP 2: 
"Wir fordern die Gleichberechtigung des deutschen Volkes gegenüber den anderen Nationen, 
Aufhebung der Friedensverträge von Versailles und St. Germain"xiii. 
 
 
III. Ein Fazit 
 
Hatte bereits der Vergleich von Schaubs grundlegenden programmatischen Ausführungen mit 
solchen der NS-Führung gezeigt, dass die politische Programmatik der PNOS sich am historischen 
"Vorbild" des Nationalsozialismus orientiert und offen antisemitische bzw. fremdenfeindliche, 
antidemokratische und autoritäre Staats- und Verfassungsvorstellungen im Sinne einer 
"Volksgemeinschafts"- bzw. "Volksstaat-Ideologie "proklamiert; bis in wörtliche 
Übereinstimmmungen von Forderungen (Fremdengesetzgebung, Mittelstandspolitik, "Schutz von 
Mutter und Kind") lässt sich dieser Vergleich Gemeinsamkeiten beider Programme bei allen 
historisch bedingten Unterschieden deutlich hervortreten. Hinzu kommt ein für viele rechtsextreme 
Parteien charakteristischer Revisionismus, der als Hilfsideologie (Wolfgang Benz) das in der 



seriösen Forschung erarbeitete Bild des Unrechtsstaates "Drittes Reich" mit dem Ziel infrage 
stellen soll, es gleichsam zu retuschieren und die eigene rechtsextreme Ideologie historisch und 
zugleich propagandistisch zu legitimierenxiv. Vermutlich aber, dies wäre ebenfalls in einer vertieften 
Analyse zu prüfen, sind die programmatischen Leitsätze der PNOS in der Schweiz ebenso 
verfassungswidrig, wie es die Einschränkung der Pressefreiheit zugunsten einer verstärkten 
Staatskontrolle, die Einschränkung des Vereinsrechts oder die Einführung einer 
"Fremdengesetzgebung" unter Aufhebung des Gleichheitsgrundsatzes nach Artikel 3 Abs. 1 
Grundgesetz der BRD wären - wobei der Ausschluß von Frauen von der politischen Willensbildung 
und Mitbestimmung, die Schaub offenbar vorschwebt, unter diesem Aspekt zum Schluß lediglich 
noch einmal erwähnt sei.  
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